
Nachschlagewerk: j a 
BGHZ:___________ nein

ZPO §§ 256, 767, 794 Abs. 1 Nr. 5
a) Zur Klärung eines Streites über die Reichweite 

eines Vollstreckungstitels steht die Feststeilungs- 
klage zur Verfügung.

b) Eine Erweiterung des Sicherungszwecks einer voll­
streckbaren Grundschuld ist formfrei wirksam; sie 
enthält keine Abänderung der notariellen Unterwer­
fungserklärung .

BGB § 1191; AGBG S 3
Die Erweiterung der Haftung aus einer Grundschuld durch ei­
ne formularmäßige ZweckbeStimmungserklärung auf alle beste­
henden und künftigen Verbindlichkeiten aus Oder-Konten ist 
jedenfalls insoweit nicht überraschend, als die Verbind­
lichkeiten aus Verfügungen des Sicherungsgebers resultie­
ren.
BGH, Urteil vom 3. Juni 1997 - XI ZR 133/96 - OLG München

LG München I



BUNDESGERICHTSHOF
IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL
Verkündet am:
3. Juni 1997 
Bartholomäus 
Justlzangestellte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

ln dem Rechtsstreit



2

Der XI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 3. Juni 1997 durch den 
Vorsitzenden Richter Schimansky und die Richter Dr. Siol, 
Nobbe, Dr. van Gelder und Dr. Müller

für Recht erkannt:

Auf die Anschlußrevision der Beklagten wird das 
Urteil des 19. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts München vom 21. März 1996 aufgehoben.

Die Berufung der Kläger gegen das Endurteil des 
Landgerichts München I, 24. Zivilkammer, vom 
20. Juli 1995 wird zurückgewiesen.

Die Revision der Kläger wird zurückgewiesen.

Die Kosten der Rechtsmittelverfahren tragen die 
Kläger als Gesamtschuldner.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS
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Tatbestand:

Die Parteien streiten in erster Linie darüber, ob die 
beklagte Bank wegen Kontokorrentkreditforderungen aus einer 
notariellen Grundschuldbestellungsurkunde mit Übernahme der 
persönlichen Haftung vollstrecken darf.

Am 24. Juni 1986 kauften die Kläger ein Grundstück.
Zur Finanzierung des Kaufpreises bestellte der Verkäufer am 
gleichen Tage für die kreditgebende Beklagte eine voll­
streckbare Grundschuld über 720.000 DM zuzüglich Zinsen. In 
der notariellen Bestellungsurkunde übernahmen die Kläger 
sowie der Vater des Klägers zu 1) und der Ehemann der Klä­
gerin zu 2) die persönliche Haftung in Höhe der Grundschuld 
und unterwarfen sich der sofortigen Zwangsvollstreckung in 
ihr gesamtes Vermögen. Nach der in der Grundschuldbestel­
lungsurkunde enthaltenen Sicherungsabrede darf der Gläubi­
ger bis zum Übergang des Grundstückseigentums auf die Käu­
fer "das Grundpfandrecht nur insoweit als Sicherheit ver­
werten und/oder behalten, als er oder der Käufer tatsäch­
lich Zahlungen auf die Kaufpreisschuld des Käufers gelei­
stet hat. Alle weiteren innerhalb oder außerhalb dieser Ur­
kunde getroffenen Zweckbestimmungserklärungen, Sicherungs­
und Verwertungsvereinbarungen gelten erst nach Übergang des 
Eigentums am Pfandobjekt auf den Käufer."

Am 25. Juni 1986 Unterzeichneten die Kläger, der Vater 
des Klägers zu 1), der Ehemann der Klägerin zu 2} und der 
Grundstücksverkäufer eine formularmäßige Zweckbestimmungs- 
erklärung. Danach dienen "diese Grundschuld und die sonsti-



gen nach der Grundschuldbestellungsurkunde bestehenden 
Rechte als Sicherheit für alle - auch bedingten oder befri­
steten - Ansprüche" der Beklagten aus der bankmäßigen Ge­
schäftsverbindung gegen die beiden Kläger, den Vater des 
Klägers zu 1) und den Ehemann der Klägerin zu 2).

Die Kläger, die im Dezember 1986 als Miteigentümer zu 
je 1/2 ins Grundbuch eingetragen wurden, sowie der Vater 
des Klägers zu 1) und der Ehemann der Klägerin zu 2) eröff- 
neten bei der Beklagten ein Gemeinschaftskonto mit Einzel­
zeichnungsberechtigung, die Klägerin zu 2) ein weiteres 
Oderkonto zusammen mit ihrem Ehemann, der Kläger zu 1) au­
ßerdem ein Einzelkonto. Alle Kontokorrentkonten weisen nach 
dem Vortrag der Beklagten fällige Sollsalden auf. Diese re­
sultieren bei allen Konten auch aus Verfügungen der Kläger.

Die Beklagte nimmt für sich das Recht in Anspruch, aus 
der vollstreckbaren Grundschuldbestellungsurkunde wegen ih­
rer Forderungen aus dem Gemeinschafts- und aus dem Einzel­
konto gegen den Kläger zu X) in dessen Miteigentumsanteil 
und gesamtes Vermögen sowie wegen ihrer Forderungen aus dem 
Gemeinschafts- und aus dem anderen Oderkonto gegen die Klä­
gerin zu 2) in deren Miteigentumsanteil und gesamtes Vermö­
gen zu vollstrecken.

Die Kläger sind der Ansicht, die Sicherungsabrede vom 
25. Juni 1986 sei unwirksam, die Grundschuld sichere nur 
das Kaufpreisfinanzierungsdarlehen. Sie beantragen, festzu­
stellen, daß die Beklagte nicht berechtigt ist, wegen der 
fälligen KontokorrentSalden aus der Grundschuld und aus der 
Übernahme der persönlichen Haftung gegen die Kläger vorzu-



gehen, das belastete Grundstück zu versteigern sowie 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen zu Lasten des Vermögens der 
Kläger zu ergreifen. Die Beklagte beantragt im Wege der 
Hilfswiderklage für den Fall der Begründetheit der negati­
ven Feststellungsklage, die Kläger als Gesamtschuldner zur 
Zahlung von 50.426,01 DM, den Kläger zu 1) zu weiteren 
30.896,92 DM und die Klägerin zu 2) zu weiteren 
55.949,60 DM, jeweils zuzüglich Zinsen, zu verurteilen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Oberlan­
desgericht hat ihr stattgegeben und auf die Hilfswiderklage 
die Kläger antragsgemäß zur Zahlung verurteilt. Mit ihrer 
Revision beantragen die Kläger die Abweisung der Hilfswi­
derklage. Die Beklagte begehrt im Wege der Anschlußrevision 
die Wiederherstellung des landgerichtlichen Urteils.

Entscheidungsgründe:

Die Anschlußrevision ist begründet, die Revision er­
folglos.

I.

Das Berufungsgericht hat im wesentlichen ausgeführt:

Die Feststellungsklage sei zulässig; das erforderliche 
Feststellungsinteresse sei gegeben, da die Kläger nicht nur



die Unzulässigkeit der Zwangsvollstreckung geltend machten, 
sondern grundsätzlich die Feststellung begehrten, daß die 
Beklagte aus der Grundschuldbestellungsurkunde wegen der 
Forderungen aus den Gemeinschafts- und Einzelkonten nicht 
vollstrecken dürfe.

Die Klage sei auch begründet; die notariell beurkunde­
te Zwangsvollstreckungsunterwerfungserklärung in der Grund­
schuldbestellungsurkunde erfasse nur das Kaufpreisfinanzie- 
rungsdarlehen. Die Einbeziehung weiterer Forderungen aus 
der bankmäßigen Geschäftsbeziehung in der Sicherungsabrede 
vom 25. Juni 1986 enthalte eine inhaltliche Abänderung der 
Unterwerfungserklärung, die der notariellen Form bedurft 
hätte. Daß eine Sicherungsabrede formfrei getroffen werden 
könne, ändere nichts.

Auch die Hilfswiderklage sei zulässig und begründet. 
Zwischen ihr und der Feststellungsklage bestehe der vom Ge­
setz geforderte rechtliche Zusammenhang. Die Beklagte habe 
die Sollsalden auf den Kontokorrentkreditkonten, für die 
die Kläger teilweise als Gesamtschuldner hafteten, detail­
liert dargelegt. Substantiierte Einwände hätten die Kläger 
dagegen nicht erhoben, insbesondere nicht vorgetragen, in­
wieweit die Verbindlichkeiten nicht auf Verfügungen der 
Kläger, sondern des Ehemannes der Klägerin zu 2) beruhten.



Diese Ausführungen halten der rechtlichen Nachprüfung 
in wesentlichen Punkten nicht stand. Das Berufungsgericht 
hat der negativen Feststellungsklage der Kläger zu Unrecht 
stattgegeben, über die nur für den Fall der Begründetheit 
der Feststellungsklage erhobene Hilfswiderklage der Beklag­
ten war nicht zu entscheiden.

1. Nicht zu beanstanden ist allerdings, daß das Beru­
fungsgericht die negative Feststellungsklage als zulässig 
angesehen hat. Entgegen der Ansicht der AnSchlußrevision 
kann das erforderliche Feststellungsinteresse (§ 256 Abs. 1 
ZPO) nicht mit der Begründung verneint werden, die Kläger 
könnten ihr Rechtsschutzziel mit Hilfe einer Vollstrek- 
kungsgegenklage nach § 767 ZPO i.V. mit §§ 794 Abs. 1 
Nr. 5, 795 ZPO umfassender erreichen.

Eine Vollstreckungsgegenklage ist darauf gerichtet, 
die Vollstreckbarkeit eines Titels zu beseitigen (BGH, Ur­
teil vom 19. Juni 1984 - IX ZR 89/83, FamRZ 1984, 878,
879}. Darum geht es den Klägern nicht, jedenfalls erschöpft 
sich ihr Rechtsschutzziel darin nicht. Die Kläger ziehen 
nicht in Zweifel, daß die vollstreckbare Grundschuld das 
Kaufpreisfinanzierungsdarlehen sichert und aus der Grund­
schuld vollstreckt werden darf, wenn das Darlehen nicht be­
dient und fällig gestellt wird. Sie stellen lediglich in 
Abrede, daß durch die Grundschuld und das in der Übernahme 
der persönlichen Haftung liegende abstrakte Schuldaner­
kenntnis auch die Kontokorrentkreditforderungen der Beklag­
ten gesichert werden. Streitig ist damit neben dem Umfang



der Sicherungsabrede letztlich die Reichweite des Voll- 
Streckungstitels. Ein solcher streit ist mit Hilfe einer 
Feststellungsklage auszutragen {vgl. BGHZ 36, 11, 14; BGH, 
Urteil vom 23. Februar 1973 - I ZR 117/71, NJW 1973, 803, 
804; MünchKomm-ZPO/Karsten Schmidt § 767 Rdn. 18).

Abgesehen davon gilt der Vorrang der Vollstreckungsge­
genklage gegenüber einer Feststellungsklage nicht ausnahms­
los. Wenn schon eine Feststellungsklage zur endgültigen Er­
ledigung der aufgetretenen Streitpunkte führt, bestehen ge­
gen deren Zulässigkeit keine Bedenken. Das ist hier der 
Fall, da bei einer Bank wie der Beklagten hinreichende Ge­
währ dafür besteht, daß sie sich an ein rechtskräftiges 
Feststellungsurteil hält (vgl. BGHZ 130, 115, 120; Senats­
urteil vom 30. Mai 1995 - XI ZR 78/94, WM 1995, 1219, 1220, 
insoweit in BGHZ 130, 59 ff. nicht abgedruckt).

2. Nicht gefolgt werden kann dagegen der Ansicht des 
Berufungsgerichts, die Einbeziehung der Kontokorrentkredite 
in den Sicherungszweck der vollstreckbaren Grundschuld 
durch die Vereinbarung vom 25. Juni 1986 stelle eine erwei­
ternde Abänderung der Unterwerfungserklärung nach § 794 
Abs. 1 Nr, 5 ZPO dar, die mangels notarieller Beurkundung 
unwirksam sei. Die Unterwerfung unter die sofortige Zwangs­
vollstreckung bezieht sich auf die abstrakte, nicht akzes­
sorische Grundschuld über 720.000 DM zuzüglich Zinsen und 
Nebenleistungen sowie auf das abstrakte Schuldanerkenntnis 
in Höhe der Grundschuld. Durch die Erweiterung des Siche­
rungs zwecks der Grundschuld und des abstrakten Schuldaner­
kenntnisses wird der Inhalt der Unterwerfungserklärung 
nicht berührt. Die Unterwerfungserklärung erlaubt weiterhin



die Zwangsversteigerung des Grundstücks wegen der Grund­
schuldforderung sowie die Zwangsvollstreckung in das gesam­
te Vermögen der Kläger aus dem abstrakten Schuldanerkennt­
nis in gleicher Höhe. Die gegenteilige Ansicht des Beru­
fungsgerichts basiert auf einem falschen Verständnis des 
Verhältnisses von Grundschuld bzw. abstraktem Schuldaner­
kenntnis und der gesicherten kausalen Forderung.

Abgesehen davon hat das Berufungsgericht unberücksich­
tigt gelassen, daß die vollstreckbare Grundschuldbestel­
lungsurkunde die gesicherten Forderungen nicht abschließend 
festlegt, sondern für den Fall des Übergangs des Grund­
stückseigentums auf die Kläger den Sicherungsumfang beson­
deren Zweckbestimmungserklärungen überläßt. Eine solche Er­
klärung enthält die am 25. Juni 1986 getroffene formularmä­
ßige Sicherungsabrede. Daß sie schon vor der Umschreibung 
des Grundbuchs erfolgt ist, ist entgegen der Ansicht der 
Kläger ohne Belang. Als schuldrechtlicher Vertrag kann eine 
Sicherungszweckvereinbarung jederzeit wirksam getroffen 
werden, gleichgültig, ob der Sicherungsgeber Eigentümer des 
belasteten Grundstücks ist oder nicht.

3. Die Entscheidung des Berufungsgerichts über die 
Feststellungsklage stellt sich auch nicht aus anderen Grün­
den als richtig dar (§ 563 ZPO). Die formularmäßige Siche­
rungszweckbestimmung vom 25. Juni 1986 verstößt, soweit die 
Beklagte Rechte daraus in Anspruch nimmt, weder gegen S 3 
noch gegen § 9 Abs. 1 AGBG.

a) Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs ist die formularmäßige Ausdehnung der dinglichen Haf-
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tung des Sicherungsgebers für alle bestehenden und künfti­
gen Verbindlichkeiten eines Dritten zwar grundsätzlich 
überraschend (§ 3 AGBG), Das gilt auch dann, wenn der Drit­
te der Ehegatte des Sicherungsgebers ist (BGHZ 106, 19, 24; 
126, 174, 177; BGH, Urteil vom 18. Februar 1992 - XI ZR 
126/91, WM 1992, 563, 564). Der überraschende Charakter 
entfällt aber, soweit Sicherungsgeber und persönlicher 
Schuldner identisch sind. Das ist hier der Fall.

Zwar dienen die Grundschuld und die der Beklagten aus 
der Grundschuldbestellungsurkunde zustehenden Rechte nach 
der Zweckerklärung vom 25. Juni 1986 auch der Sicherung von 
Forderungen, für die der Kläger zu 1} oder die Klägerin 
zu 2) nicht persönlich haften. Die Beklagte will in die 
Miteigentumsanteile und das vermögen der Kläger zu 1} und 
2) erklärtermaßen aber nur insoweit vollstrecken, als diese 
für die Kontokorrentkredite persönlich haften. Nur auf die 
letztgenannten Forderungen bezieht sich die negative Fest­
stellungsklage der Kläger; im übrigen besteht zwischen den 
Parteien kein Streit und damit auch kein Feststellungsin^ 
teresse.

Soweit der eigene Miteigentumsanteil und das eigene 
Vermögen für Verbindlichkeiten des Klägers zu 1) bzw. der 
Klägerin zu 2) haften sollen, bestehen gegen die Wirksam­
keit der Zweckbestimmungserklärung vom 25. Juni 1986 keine 
Bedenken. Insoweit ist das Risiko künftiger von der Grund­
schuldhaftung erfaßter Verbindlichkeiten für den Siche­
rungsgeber vermeidbar und damit nicht überraschend (§ 3 
AGBG). Daß es sich bei zwei der drei Kontokorrentkonten, 
aus denen die Forderungen der Beklagten resultieren, um Ge-
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meinschaftskonten handelt, ändert nichts. Für Verbindlich­
keiten aus solchen Konten haften die Kontoinhaber gemäß 
§ 421 BGB als Gesamtschuldner (BGH, Urteil vom 9. November 
1992 - II ZR 219/91, WM 1993, 141, 143; Hadding in Schi- 
mansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch § 35 Rdn. 9 
m.w.N,),

Daß die Verbindlichkeiten teilweise nicht aus Verfü­
gungen der Kläger, sondern anderer Kontomitinhaber resul­
tieren, ist hier schon deshalb ohne Belang, weil Gegenstand 
der negativen Feststellungsklage nach den gestellten Anträ­
gen nur das Recht der Beklagten ist, aus der Grundschuldbe- 
steilungsurkunde wegen Verbindlichkeiten aus den drei Kon­
tokorrentkreditkonten zu vollstrecken. Auf die genaue Höhe 
der Forderungen der Beklagten beziehen sich die Anträge 
nicht. Die Kläger, die nicht bestreiten, daß die Konten De­
bets aIden aufweisen, haben dementsprechend weder zur Höhe 
der Salden noch dazu substantiiert vorgetragen, in welchem 
Umfang diese aus Verfügungen anderer Kontomitinhaber resul­
tieren.

b) Ein Verstoß gegen § 9 Abs. 1 AGBG scheidet nach der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs schon deshalb aus, 
weil Inhalt und Umfang der schuldrechtlichen Zweckbindung 
einer Grundschuld nicht gesetzlich festgelegt sind, sondern 
freier Vereinbarung unterliegen {Senatsurteile vom 28. März 
1995 - XI ZR 151/94, WM 1995, 790, 791 f. und vom 6. Febru­
ar 1996 - XI ZR 12ÜL/95, WM 1996, 2233, 2234).



Auf die Anschlußrevision der Beklagten war die ange- 
fochtene Entscheidung daher aufzuheben und das klageabwei­
sende Urteil des Landgerichts wiederherzustellen, über die 
Hilfswiderklage der Beklagten war nicht zu entscheiden, da 
sie nur für den Pall der Begründetheit der Klage erhoben 
worden ist. Aus Gründen der Klarstellung war das Berufungs­
urteil auch insoweit aufzuheben (vgl. BGHZ 106, 219, 221) 
und die Revision der Kläger zurückzuweisen.

Schimansky Dr. Siol Nobbe

Dr. van Gelder Dr. Müller
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